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Berufsfachschulen Als «unerfreu-
lich» bezeichnet Regierungsrat
Conradin Cramer in einer Stel-
lungnahme, dass die IT an den
Basler Berufsfachschulen nicht
funktioniert hat.Wie die BaZ pu-
blik machte, hatte besonders die
Allgemeine Gewerbeschule Basel
zu leiden.

Die Schulleitung war beim
Lockdown nicht in der Lage, alle
Schüler und Lehrer per E-Mail zu
erreichen. Die Server, die das ge-
meinsame Kommunikationsmit-
tel «pädagogisches Netzwerk»
bereit stellen sollten,waren über-
lastet. «Die Berufsfachschulen
hatten besonders zu leiden, da
sich derUnterricht in vielen prak-
tischen Berufen nur schwer auf
Fernunterricht umstellen lässt»,
sagte Cramer im Grossen Rat als
Antwort auf eine Interpellation
von Sandra Bothe (GLP).

Kosten in Millionenhöhe
Das soll sich jetzt ändern; Cramer
will mit einem sogenannten «IT-
Ratschlag Berufsfachschulen» die
Informatikinfrastrukturmoder-
nisieren und ausbauen. Am
Dienstag ist ein entsprechender
Entwurf, der die Aufnahme ins
Investitionsprogrammdurchlau-
fen hat, zur Konsultation freige-
geben worden. Die einmaligen
Projektkosten für die Erweite-
rung der Technologien in den
Jahren 2021 bis 2024werdenmit
4,78 Millionen Franken veran-
schlagt. Hinzu kämen jährlich
wiederkehrende Kosten in Höhe
von 1,1 Millionen Franken, sagte
Cramer im Basler Parlament.

Die Digitalisierung einer Be-
rufsfachschule sei wesentlich
komplexer als der IT-Ausbau an
denMittel- undVolksschulen, so
Cramer. Dies, weil die Berufs-
fachschulen auf rund 40 zumTeil
sehr technisch orientierte Lehr-
berufe ausgerichtet seien und
sich laufend denNeuerungen der
Branchen anpassenmüssten, die
alle spezifischeAnforderungen an
Software und Technik stellten.
Interpellantin Sandra Bothe zeig-
te sich erfreut darüber, dass in-
vestiertwird: «Es ist gut, dass die
Probleme erkannt und behoben
werden.» (wah)

Cramer will ein
digitales Update

Der Standort dieses Bauprojekts
ist etwa 850 Meter vom Markt-
platz entfernt, also nahe beim
Stadtzentrum, er liegt an einer
ruhigen Strasse, derMaiengasse.
Von derMissionsstrasse auswird
eine Reihe von dreigeschossigen
Wohnbauten auf der Westseite
unterbrochen von einer unbe-
bauten Flächemit zwölf Bäumen.

Auf einemTeil davon soll jetzt
ein Mehrfamilienhaus mit acht
Mietwohnungen erstelltwerden,
wie aus einem Baugesuch des
Bürgerspitals als Grundeigentü-
mer hervorgeht.

Rechtsweg eingeschlagen
Im Oktober 2009 hatte das Bür-
gerspital als Grundeigentümer
einBaubegehren füreinenWohn-
hausneubau eingereicht. In
einem Varianzverfahren wurde
das Projekt von GschwindArchi-
tekten zur Weiterbearbeitung
empfohlen,worauf der Eigentü-
mer 2012 nochmals ein generel-
les Baubegehren einreichte. Die-
ses führte zu Einsprachen von
Anwohnenden.

Nach der Abweisung des Re-
kurses durch die Baurekurskom-
mission nahmen diese den
Rechtsweg zumVerwaltungsge-
richt und erhoben Beschwerde
beimBundesgericht. 2017wurde
diese abgewiesen. Darauf arbei-
teten dieArchitekten zusammen
mit demLandschaftsarchitekten
Künzel das Projekt weiter aus.
Dabei wurde mit der Stadtgärt-
nerei und mit dem Denkmal-
schutz zusammengearbeitet.
Denn die angrenzenden Bauten
liegen in der Stadtbild-Schon-
zone. Auf der gegenüberliegen-

den Strassenseite steht ein Ins-
titutsgebäude der Universität.
Mit der Entfernung der be-
stehenden Einfriedungsmauer
zur Strasse wird der Grünraum
zum Strassenraum geöffnet,
heisst es im Projektbeschrieb.
Das viergeschossige Neubauge-

bäudewird in die Lichtung plat-
ziert. Auf jedem Geschoss sollen
zweiWohnungen entstehen: eine
mit viereinhalb Zimmern und
rund 100 Quadratmetern, auf
den Obergeschossen je eine mit
dreieinhalb Zimmern und rund
90 Quadratmetern, im Erdge-

schoss eine mit zweieinhalb
Zimmern. Alle erhalten einen
privaten Aussenraum, also eine
Loggia von 14 bis 17 Quadratme-
tern. ImUntergeschoss bietet ein
VeloraumPlatz für 33 Fahrräder,
insgesamt sind 41Veloplätze auf
der Parzelle vorgesehen.

Hingegen wird im Unterschied
zumgenerellen Baubegehren auf
eineAutoeinstellhalle verzichtet,
so werde der Aushubbereich
zum Schutz des Baum-bestan-
des minimiert, steht im Projekt-
beschrieb. In einem Baum-
schutzkonzeptwird zudem fest-
gelegt, dass ein zweiMeter hoher
Bauzaun den Zugang zu den
Grünflächen verhindern wird.
Äste, die in den Baubereich ra-
gen,müssen entfernt oder redu-
ziert werden.

Kappbewilligung erforderlich
Bei drei Bäumen sind zudem
Massnahmen durch den Baum-
pfleger auszuführen: Für eine
Platanemuss eine Kappbewillli-
gung eingeholt werden, da ein
Ast im Baubereich gekapptwer-
denmuss. Falls sich lebenswich-
tige Wurzeln im Aushubbereich
befinden, muss in Rücksprache
mit der Stadtgärtnerei entschie-
denwerden, obWurzeln gekappt
werden dürfen. Bei dreiweiteren
Bäumen sind Reduktionen vor-
gesehen, da sich Äste im Baube-
reich befinden.

Das Gebäude wird von einem
Gitter aus horizontalen Decken-
bändern und vertikalen Stützen
getragen.DievondenStützen los-
gelöste Fensterebene bildet die
Gebäudehülle zwischen Wohn-
raumundGrünraum,heisst es im
Projektbeschrieb. Die Materiali-
tät der Gebäudehülle soll sich
im Kontext der angrenzenden
Schutzobjekte entwickeln. Die
Baukostenwerdenmit 5,3Millio-
nen Franken angegeben.

Urs Rist

Wohnungen inmitten von Bäumen
Grünraum an der Maiengasse Bürgerspital will Bauvorhaben nach Abweisung von Rekursen und
Beschwerden realisieren

In diesem gläsernen Palast verschmelzen Drinnen und Draussen. Visualisierung: Harun Rashid

Eine Person bei
Streit verletzt
Laufen Auf demBahnhofareal in
Laufen BL sind am Dienstag-
abend zweiMänner aneinander-
geraten. Dabei wurde ein Kon-
trahent verletzt und musste von
der Sanität ins Spital gebracht
werden. Gemäss Mitteilung der
Baselbieter Polizei hielten sich
zwei Männer gegen 22 Uhr rau-
chend und trinkend im Bereich
einer Fussgängerunterführung
auf, als sich ein weiterer Mann
zur Runde gesellte. Dabei sei
es nach einer verbalen Ausein-
andersetzung zu Tätlichkeiten
zwischen zwei Personen gekom-
men.Da zumTathergangwider-
sprüchliche Aussagen gemacht
wurden, sucht die Polizei mög-
liche Zeugen. (sda)

Nachricht

Basel Heute gratulieren wir
dem EhepaarMargaretha und
Rolf Grieder-Christen zum
65. Hochzeitstag und wünschen
ihm einen wunderbaren Tag
sowie alles Gute für das neue
gemeinsame Ehejahr. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwunsch

Sebastian Briellmann

Tausendneunhundertzweiund-
siebzig ist keine vernachlässig-
bare Zahl, aber ist sie hoch, ist sie
klein? 1972 Unternehmen gibt es
in der Region Basel, die auf In-
formations- und Kommunika-
tionstechnik (ICT) spezialisiert
sind – nur, ganz ehrlich, weiss
das keiner. Und sowieso: Was
heisst das überhaupt, ICT?

Ein Blick in die Berufsbildung:
Dort heisst es, dassmanmit Leh-
ren in Informatik oderMediama-
tik dieser Branche zugeordnet
wird – undnatürlich kommtman
um einen (ebenfalls schwammi-
gen) Begriff nicht herum: Digi-
talisierung.

Vielleicht gelingt die Erklä-
rung, wenn man ICT als Quer-
schnittstechnologie zwischen
Anbietern und Anwendern be-
schreibt, geht es nun um einen
Computer-Server für ein Unter-
nehmen oder um ein Videotele-
fon imHomeoffice.Aber es bleibt
in diesem Gewerbe immer viel
Geschwurbel.

Klar ist: Es besteht Nachhol-
bedarf, die Branche greifbarer,
bekannter zu machen. Eine Auf-
gabe, der sich die Handelskam-

mer beider Basel angenommen
und eine Plattform geschaffen
hat. «Be-digital» heisst diese
(was immer das auch wieder
heissen mag). Item, nun ist die-
se Plattform da – und soll ITC-
Kompetenzen mit dem Wissen
der Industrie paaren, sprich: bes-
ser verknüpfen.

Stiefmütterliches Dasein
DieserAustausch ist sicher sinn-
voll, gerade wenn man sich auf
die Statistik bezieht:Während im
Zeitraum zwischen 2010 und
2018 in den Kantonen Zürich und
Bern ein substanzieller Zuwachs
an Beschäftigten in der ICT-
Branche beobachtet werden
konnte, nahm die Zahl in Basel
nach einem bescheidenen Auf-
schwung in letzter Zeit sogar
wieder ab.

Martin Dätwyler, Direktor der
Handelskammer, sagt: «Ichweiss
nicht, wieso diese Branche bei
uns ein derart stiefmütterliches
Dasein fristet.» Eine Erklärung
dürfte sein, dass etwa in Zürich
mit Giganten wie Google oder
SAP die Sogwirkung grösser ist.
Tatsächlich: Es gibt Hunderte
Spezialisten, die für ihren Job
nach Zürich oder Bern pendeln.

Deborah Strub, verantwortlich
für das Handelskammer-Projekt,
sagt auch, dass die hier ansässi-
gen Unternehmen ihre Attrakti-
vität besser vermitteln müssen.

Dafür konnten sie sich einem
Check unterziehen, wie bei der
Medizin; 44 haben das getan und
Verbesserungen getätigt – das

bekannte Elektroinstallationsge-
schäft Selmoni gibt etwa auf der
Website bekannt, man habe den
Papierverbrauchmassiv reduzie-
ren können.

Der Versicherungskonzern
Baloise gehört zur Trägerschaft,

als Anwender, darum die Frage
an Sprecher Roberto Brunazzi:
Wie kann ein Grossunternehmen
davon profitieren?

Brunazzi antwortet: «Mittel-
fristig brauchen wir regionalen
Nachwuchs – deshalb ist auch
die Jugend- undTalentförderung
enorm wichtig. Die IT-Branche
wächst und kann viel zur Wett-
bewerbsfähigkeit derRegion bei-
tragen. Die Baloise will hier am
Ball bleiben, da aufgrund der
fortschreitenden Digitalisierung
die IT auch bei unsweiter an Be-
deutung gewinnt.»

Ein steter Kampf
Martin Dätwyler ist der Mei-
nung, dass die Etablierung ge-
lingen kann. Es habe auch eine
Extraleistung einer Hochschule
gebraucht, um die Region über
Fachkreise hinaus als Nummer
eins in der Logistikbranche be-
kannt zumachen.Aber hat es ge-
nügend Platz, um neben Phar-
ma, die enorm viel Raum ein-
nimmt, und Logistik auch noch
für ICT ein grosser Player zu
werden? Und gibt es dafür über-
haupt genug davon, was man
gern Fachkräfte nennt? Martin
Dätwyler sagt: «Der Fachkräfte-

mangel in MINT (Mathematik,
Informatik, Naturwissenschaft,
Technik)-Berufen verschärft sich
– da wollen wir Abhilfe schaf-
fen.» Darum engagiert sich die
Handelskammer neu mit einem
«schönen» Betrag beim ICT-
Campus, der denNachwuchs för-
dern soll. Schüler aus der sieb-
ten Klassewerden eingeladen, je-
weils am Samstag an einem
Workshop teilzunehmen – und
sich so für die Branche zu begeis-
tern.Durch die Unterstützung sei
der Campus laut Dätwyler für
Jahre finanziert.

Leiter Rolf Schaub, ein ausge-
bildeter Lehrer, sagt: «Das ist
enorm wichtig – Informatik ist
an Schulen immer noch weitge-
hend ein schwarzes Loch.Wir In-
formatiker haben es schwer, zu
erklären,waswir genau tun.Das
ist ein steter Kampf.»

Der Kampfwird nun noch in-
tensiviert. In derHoffnung, dass
sich die Branche künftig nicht
mehr erklären muss, sondern
selbsterklärend ist. Das dürfte
ein durchaus anspruchsvolles
Unterfangen werden – trotz re-
spektablen tausendneunhun-
dertzweiundsiebzig ICT-Unter-
nehmen.

2000 regionale Unternehmen – und
keiner kennt sie.Was läuft da schief?
Digitalisierung als Blackbox Die Informations- und Kommunikationstechnik wächst als Branche enorm.
Doch keiner versteht, was darunter zu verstehen ist. Die Handelskammer beider Basel will Abhilfe schaffen.

«Mittelfristig
brauchenwir
regionalen
Nachwuchs.»

Roberto Brunazzi
Sprecher des
Versicherungskonzerns Baloise.
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Martin Regenass

In Basel-Stadt sollen Einwohne-
rinnen und Einwohner mit aus-
ländischem Pass künftig wählen
und abstimmen dürfen. Diesen
Entscheid hat der Grosse Rat am
Mittwochabend ganz knapp mit
48 zu 46 Stimmen bei 2 Enthal-
tungen gefällt. Das Begehren
für eine Verfassungsänderung
stammtvon Edibe Gölgeli. Die SP-
Grossrätin forderte eine Umset-
zung ihrer Motion innerhalb von
einem halben Jahr. Dieser doch
sportliche Umsetzungsplan ist al-
lerdings vomTisch.Die Regierung
hat sich zwei Jahre Zeit ausbedun-
gen, um dem Volk eine Vorlage
vorzulegen. Eine Volksabstim-
mung über das Thema ist obliga-
torisch, weil es sich um eine Ver-
fassungsänderung handelt.

Der Vorstoss fordert sowohl
das aktive wie auch das passive
Wahlrecht für Ausländerinnen
undAusländer. Sie sollen also so-
wohl abstimmen und wählen,
wie sich auch ohne Schweizer
Staatsbürgerschaft in politische
Ämterwählen lassen dürfen.Vo-
raussetzung dafür ist, dass sie
fünf Jahre in Basel-Stadt ge-
wohnt haben und eine Nieder-
lassungsbewilligung mit dem
Status C besitzen.

Nicht geregelt würde bei
einem positiven Volksentscheid
das Stimm- und Wahlrecht in
den beiden Landgemeinden Bet-
tingen und Riehen. Dort müsste
auf Gemeindeebene jeweils ein
separater Entscheid dazu gefällt
werden. Die Basler stimmten
schon mehrere Male über das
Ausländerstimmrecht ab. Zuletzt
wurde es 2010mitwuchtigen 80
Prozent abgelehnt.

GLP Zünglein an derWaage
Die Debatte verlief klassisch ent-
lang des Links-rechts-Graben.
Zünglein an der Waage spielte
einmalmehr die Kleinpartei GLP.
Dort enthielten sich zwei von drei
Grossräten der Stimme und ver-
halfen somit der Linken zum
knappen Erfolg. Mit Esther Kel-
ler, die sich imHerbst für den Re-
gierungsratswahlkampf aufstel-

len lässt, wanderte eine GLP-
Stimme ins Ja-Lager. Bürgerliche
nannten es eine «Zwängerei»,
dass dasThemanach derAbstim-
mung von 2010 schon wieder

traktandiert worden ist. Keller
entgegnete dem allerdings, dass
sich die Stimmung in der Basler
Bevölkerung gegen das Auslän-
derstimmrecht geändert haben
könnte. Dieswürden verschiede-
ne Volksbefragungen aufzeigen.

Bei der SVP führte Grossrat
Pascal Messerli das Argument
der Ungleichbehandlung ins
Feld: «Wenn Ausländerinnen
undAusländer, ohne sich einbür-
gern zu lassen, plötzlich abstim-
men könnten, dann ist das un-
fair gegenüber jenen, die den
Einbürgerungsprozess durchge-

macht und sich so integriert ha-
ben.» Vonseiten der SVP wurde
auch argumentiert, dass es nicht
sein könne, dass Leute plötzlich
abstimmen dürften, die kein
Wort Deutsch sprechenwürden.

Bei dieserArgumentation hak-
te sich auch René Häfliger in die
Debatte ein und sorgte fürAufhei-
terung. Der LDP-Grossrat sprach
über seine Nachbarin mit spani-
schenWurzeln. «Ich habe sie euch
schon vorgestellt, und wir haben
es gut miteinander.» Dennoch
würde er ihr ganz klar ins Gesicht
sagen, dass er ihr das Stimm- und
Wahlrecht nicht erteilen würde,
da sie kaum Deutsch spreche.

Stimmrecht gleich Integration
Die Linke nannte das Stimm-
und Wahlrecht für Ausländer
quasi einen Beschleuniger für die
Integration. So auch Grünen-Re-
gierungspräsidentin Elisabeth
Ackermann.Würden dieAuslän-
derinnen und Ausländer nicht
abstimmen können, entstünden

daraus soziale Spannungen. «Mit
der Teilhabe anWahlen und Ab-
stimmungen kann die Nicht-
Schweizer-Bevölkerung an der
Integration beteiligtwerden», so
Ackermann.

Ebenso begründete Rot-Grün
seine Zustimmung damit, dass
mit dem Ausländerzuwachs in
Basel-Stadt in ein paar Jahren
eineMinderheit über eineMehr-
heit bestimmen könnte. So hät-
ten aktuell knapp 36 Prozent der
Einwohner keinen Schweizer
Pass. Basta-Grossrätin Tonja

Zürcher meinte dazu etwa, dass
«eine Demokratie nur so gut ist,
wie sie von der Bevölkerung re-
präsentiert wird». Würde das
Ausländerstimmrecht nicht ein-
geführt, sei man in Basel-Stadt
in ein paar Jahren wieder gleich
weit, wie wenn das Frauen-
stimmrecht noch nicht einge-
führt worden sei.

Überhaupt mutierte das Frau-
enstimmrecht zu einem Zankap-
fel, und Motionärin Edibe Gölgeli
sagte, dass auch damals Basel-
Stadt vorangegangen sei und als
erster Kanton 1966 das Frauen-
stimmrecht eingeführt habe. An-
dere Kantone seien gefolgt. Beim
Ausländerstimmrecht stimmt dies
allerdings nur bezüglich des pas-
siven Rechts, sich wählen lassen
zu können. Denn das aktive
Stimmrecht auf Kantonsebene für
Ausländerkennen bereits die Kan-
tone Jura undNeuenburg. InGrau-
bünden und Appenzell etwa ken-
nen auch Gemeinden dasAuslän-
derstimmrecht.

Ausländer sollen bald abstimmen dürfen
Knappes Votum Das Parlament winkt einen Vorstoss von SP-Grossrätin Edibe Gölgeli knapp durch. Bürger ohne
Schweizer Pass sollen auf Kantonsebene aktives und passives Stimm- undWahlrecht ausüben dürfen.

Das Basler Stimmvolk wird darüber entscheiden, ob die Ausländer die von ihnen geforderte Stimme erhalten oder nicht. Foto: Dominique Meienberg

Die SVP
argumentiert, es
könne nicht sein,
dass abstimmen
dürfe, wer keinWort
Deutsch spreche.

Es war ein kurzer Kampf. Mit 49
Ja- zu 42Nein-Stimmen bei zwei
Enthaltungen hat derGrosse Rat
amMittwoch die Motion betref-
fend Lohngleichheit überwiesen.
Die Regierungmuss jetzt ein Ge-
setz ausarbeiten, damit Unter-
nehmen ab 50 Mitarbeitenden
regelmässig Lohngleichheits-
analysen durchführen.

Motionärin Nicole Amacher
(SP) argumentierte, es sei höchs-
te Zeit fürVeränderung. Seit 1981
sei die Lohngleichheit in der
Bundesverfassungverankert, seit
1996 das Gleichstellungsgesetz
in Kraft – und noch immer sei
die Lohngleichheit nicht umge-
setzt. «Es ist Zeit», sagte sie.

Funktioniert nicht im Kleinen
Tonja Zürcher (Grünes Bündnis)
fügte hinzu, schon im 19. Jahr-
hundert sei die Lohngleichheit
gefordert worden, und noch im-
mer sei nichts passiert. «Diese

Motion ist ein kleiner, aberwich-
tiger Schritt.» Es brauche sanf-
ten Druck, und der sei wirksam.
«Es ist eineMassnahmemitwe-
nigen Regeln, die viel bewirken
können.»

«Das ist einmal mehr ein Bei-
spiel einer Sache, die gut ge-
meint, jedoch nicht gut ist», kon-
terte Lorenz Amiet (SVP). Er
nannte als Beispiel einen Mit-
arbeitermit Berufslehre, Berufs-
matur und Meisterprüfung, der
ein- bis zweimal proWoche aus-
wärts übernachte für den Beruf.
Andererseits die Mitarbeiterin
mit Fachhochschulabschluss und
ebenfalls Berufserfahrung, je-
doch nicht nachtsüber unterwegs
fürs Geschäft. Da sei es doch
schwierig,Vergleiche zumachen.
Ausserdem sei die Lohngleich-
heitsanalyse ein Killer für Um-
satzprovisionen und Leistungs-
boni: «Die Leistung kann nicht
mehr geprüft werden.»

Oliver Battaglia (LDP) stiess ins
selbe Horn. Jetzt sei soeben we-
gen Corona einMieterlass gefor-
dert worden. «Jetzt will man die
gleiche Gruppe nochmehrbelas-
ten?», fragte er.Ausserdem sei es
doch unsinnig, die Bundeslösung
zu verschärfen und damit klei-
nen Unternehmen noch mehr
Steine in den Weg zu legen. Die
vom Bundesparlament ent-
schärfte Vorlage sieht bundes-

weit vor, dass Unternehmen ab
100 Mitarbeitenden verpflichtet
werden, über die Lohngleichheit
zwischen Mann und Frau Re-
chenschaft abzulegen. Basel geht
jetzt noch einen Schritt weiter.

Arbeitgeberverband empört
Barbara Gutzwiller, Präsidentin
desArbeitgeberverbandes Basel,
sagt auf Anfrage der BaZ: «Die
Motion fordert quasi einen ‹Ba-
sel Finish› zur auf Bundesebene
bereits beschlossenen und auf
Mitte 2020 in Kraft tretenden
Pflicht zur Lohngleichheitsana-
lyse.»Mit derAusweitungwerde
nun den KMU ein massiver zu-
sätzlicherAdministrativaufwand
abverlangt. Und dies in einer
Zeit, in der diese Unternehmen
ohnehin mit den Folgen der Co-
rona-Massnahmen zu kämpfen
hätten. «Für denArbeitgeberver-
band Basel ist dies nicht nach-
vollziehbar», sagt Gutzwiller.

Dazu komme, dass der Regie-
rungsrat Verschärfungen einge-
bracht habe, die über die ur-
sprünglichen Forderungen der
Motion hinausgingen. Beispiels-
weise werde das für die Analy-
sen zu verwendende Systemver-
bindlich vorgeschrieben. Auch
sei nicht einzusehen,warumder
Regierungsrat die vomBundvor-
gesehene Befristung der Vor-
schrift aufhebenwolle. Schliess-
lich sei es durchaus möglich,
dass die Analysen ergeben, dass
die behauptete Lohnungleichheit
gar nicht bestehe oder sichwäh-
rend der Laufzeit des Gesetzes
deutlich verringert habe. Wenn
derKanton Basel-Stadt die Gren-
ze bei 50Mitarbeitenden festlegt,
werden 394 Unternehmen mit
186’254 Beschäftigten alle vier
Jahre diese Lohngleichheitsana-
lyse durchführen müssen.

Franziska Laur

Basels Frauen können auf Lohngleichheit hoffen
Ja zur Gleichstellung Motion für Lohnanalysen für Firmen ab 50Mitarbeitenden überwiesen.

«Ein kleiner, aber
wichtiger Schritt.»
Tonja Zürcher,
Grossrätin, Grünes Bündnis

Lokalewie Discos, Bars und Kul-
turbetriebe leiden unter den ak-
tuellen Schutzvorschriften.Bands
können ihre Konzerte nicht spie-
len, in Clubs dürfen Gäste nur bis
Mitternacht tanzen.

Diese schwierige Lage hat SP-
Grossrat Sebastian Kölliker zu
einem Vorstoss veranlasst, mit
dem er eine Lobbyorganisation,
eineTaskforce, fürdie Branche auf
die Beine stellen will. «Die Coro-
nakrise trifft die Kulturszene mit
ganzer Wucht», heisst es in dem
Vorstoss. Kölliker begrüsst zwar
die bisherigenHilfeleistungen für
die Kultur- undGastronomiebran-
chewie finanzielle Unterstützun-
gen. Allerdings könne aus seiner
Sicht nur eine Taskforce helfen,
die verschiedenen Voraussetzun-
gen und Bedürfnisse der Kultur-
undGastronomiebranche zu bün-
deln und die Kommunikation zu
vereinfachen. Es gehe darum, so
Kölliker, an einem Strick zu zie-
hen und die Bedürfnisse derBran-
che gemeinsam mit der Verwal-
tung zu erörtern um rasch «nach-
haltige Lösungen» zu finden.

Die Regierung war bereit, den
Vorstoss entgegenzunehmen.Da-
gegen sprach sich LDP-Grossrat
André Auderset aus. Er gab zwar
zu, dass die Branche Probleme
habe. Aber Auderset zweifelte an,
dass eineTaskforce Lösungen her-
beiführen könne. «Wer eine Öff-
nung von Clubs bis Mitternacht
propagiert, derwill eigentlich gar
keine Öffnung», sagte Auderset.
Der Bundmüsse handeln und die
restriktiven Öffnungszeiten bis

Mitternacht überdenken.Auderset
befürchtet zudem, dass die Task-
force Geld an die Kulturszene ver-
teilen wolle: «Die Leute wollen
endlichwiederGeldverdienen und
nicht Almosen erhalten.»

Unbürokratische Lösung
SVP-Grossrat Joël Thüring hielt
dagegen. Er finde die Schliessung
der Clubs um Mitternacht sinn-
voll und es brauche nun eine Art
rundenTisch. «Es geht darum, für
das Überleben der Szene eine un-
bürokratische Lösung zwischen
den Clubs, dem Wirteverband
und derVerwaltung zu finden. Es
kann nicht sein, dass in einem
Club ein Gast das Virus trägt und
viele andere ansteckt. Daher ist
es richtig, dass ab 24 Uhr Schluss
sein muss», sagte Thüring.

Kölliker führte aus, dass es
nicht nur umClubs gehe, sondern
auch um Bars und DJs, die einen
Teil ihres Lebensunterhalts mit
ihrerArbeit nachMitternacht ver-
dienten. «Es geht nicht darum,
Geld zu verteilen, sondern darum,
unbürokratische Lösungen zu fin-
den.» DieTaskforce sollewährend
der Dauer der Coronakrise be-
stehen und danach aufgelöstwer-
den, so Kölliker. Das Parlament
überwies den Vorstoss mit 76 zu
12 Stimmen bei zwei Enthaltun-
gen an den Regierungsrat.

Martin Regenass

Grosser Rat will
Basler Clubsmit
Taskforce helfen
Lobby für die Nachtkultur Die
Basler Regierung will
unbürokratische Lösungen
für die Kulturszene.

Discos müssen bereits um 24 Uhr
schliessen Foto: Erwin Zbinden
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